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Als Unterrichtung (BT-Drs. 21/120) liegt der „Tätigkeitsbericht für den Datenschutz und die Informationsfreiheit“ für das Jahr

2024 vor (vgl. hib – heute im bundestag Nr. 152 vom 12.5.2025, Inneres und Heimat). Darin dringt die Bundesbeauftragte für

den Datenschutz und die Informationsfreiheit (BfDI), Louisa Specht-Riemenschneider, darauf, die sich aus der EU-Verordnung zur

Festlegung harmonisierter Vorschriften für Künstliche Intelligenz (KI-VO) ergebende nationale KI-Aufsichtsstruktur möglichst

zeitnah festzulegen und dabei die bei ihrer Behörde „vorhandene Expertise bestmöglich einzubeziehen“. Nur so könne die

Vorbereitung auf die „komplexen mit der KI-Aufsicht einhergehenden Aufgaben gelingen und der Aufbau der erforderlichen

Strukturen sichergestellt werden“, heißt es in dem Bericht weiter. Wie Specht-Riemenschneider schreibt, gehöre die KI-Aufsicht

nach ihrer „festen Überzeugung in die Hände der Datenschutzbehörden“. Daneben empfiehlt die BfDI, eine Rechtsgrundlage

für das Training von KI zu schaffen, „um hinreichend Rechtssicherheit für diese wichtige Zukunftstechnologie zu gewährleis-

ten“. Auch rät sie, mehrere Gesetzgebungsvorhaben wie etwa ein Beschäftigtendatengesetz und ein Forschungsdatengesetz

wieder aufzugreifen. Dabei seien „datenschutzrechtlich noch Nachschärfungen“ an den Gesetzesvorhaben erforderlich. Ferner

plädiert sie dafür, eine Meldepflicht für Sicherheitslücken mit dem Ziel der sofortigen Beseitigung an den Hersteller oder eine

zentrale koordinierende Stelle gesetzlich zu verankern, um die IT-Sicherheit in Deutschland zu stärken. Darüber hinaus bekräf-

tigt sie die Forderung nach Schaffung einer einfachgesetzlichen Rechtsgrundlage für das Militärische Nachrichtenwesen. Für

die Handlungs- und zugleich Rechtssicherheit der Bundeswehr sei es erforderlich, notwendige Befugnisse in demokratisch le-

gitimierten Gesetzen zu regeln. Zu den weiteren Empfehlungen des gut 150 Seiten umfassenden Berichts zählt u. a. eine Zu-

sammenlegung von Informationsfreiheitsgesetz und Umweltinformationsgesetz sowie die Weiterentwicklung zu einem „Bun-

destransparenzgesetz mit proaktiven Veröffentlichungspflichten sowie Anordnungs- und Durchsetzungsbefugnisse für die In-

formationsfreiheitsbeauftragte, um im Konfliktfall handlungsfähig zu sein“. Wie Specht-Riemenschneider zugleich ausführt, be-

zieht sich der 33. Tätigkeitsbericht in großen Teilen auf den Zeitraum vor ihrem Amtsantritt am 3.9.2024 und gibt damit auch

Empfehlungen, die bereits vor ihrer Amtsperiode ausgesprochen worden seien.

Uta Wichering,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
EuGH: Vergleichende Werbung und Mitbe-

werber-Eigenschaft eines Online-Vergleichs-

dienstes für Versicherungsangebote (HUK-

COBURG/CHECK24)

Art. 2 Buchst. c der Richtlinie 2006/114/EG des

Europäischen Parlaments und des Rates vom

12. Dezember 2006 über irreführende und ver-

gleichende Werbung ist dahin auszulegen, dass

ein Online-Vergleichsdienst für Waren oder

Dienstleistungen, der von einem Unternehmen

bereitgestellt wird, das kein „Mitbewerber“ im

Sinne dieser Bestimmung ist, d. h. die von ihm

verglichenen Waren oder Dienstleistungen nicht

selbst anbietet und folglich auf einem Markt für

unterschiedliche Waren oder Dienstleistungen

tätig ist, nicht unter den Begriff „vergleichende

Werbung“ im Sinne dieser Bestimmung fällt. Das

Gleiche gilt, wenn dieses Unternehmen als Ver-

mittler auftritt und, ohne selbst auf dem Markt

für diese Waren oder Dienstleistungen tätig zu

sein, es Verbrauchern ermöglicht, Verträge mit

Unternehmen abzuschließen, die die betreffen-

den Waren oder Dienstleistungen anbieten.

EuGH, Urteil vom 8.5.2025 – C-697/23
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-1153-1

unterwww.betriebs-berater.de

EuGH: Alleinvertriebsvereinbarung und

Auslegung von Art. 4 Buchst. b Ziff. i der

VO (EU) Nr. 330/2010 (Beevers Kaas)

1. Art. 4 Buchst. b Ziff. i der Verordnung (EU)

Nr. 330/2010 der Kommission vom 20. April 2010

über die Anwendung von Artikel 101 Absatz 3

[AEUV] auf Gruppen von vertikalen Vereinbarun-

gen und abgestimmten Verhaltensweisen ist da-

hinauszulegen,dass,wenneinAnbietereinemsei-

ner Abnehmer ein Gebiet ausschließlich zugewie-

sen hat, die bloße Feststellung, dass die anderen

Abnehmer dieses Anbieters nicht aktiv in dieses

Gebiet verkaufen, nicht ausreicht, um für die Zwe-

cke der Anwendung dieser Bestimmung das Vor-

liegen einer Vereinbarung zwischen demAnbieter

undden anderenAbnehmern über das Verbot des

aktivenVerkaufs indiesesGebiet nachzuweisen.

2. Art. 4 Buchst. b Ziff. i der Verordnung Nr. 330/

2010 ist dahin auszulegen, dass die in dieser Be-

stimmung vorgesehene Ausnahme für den Zeit-

raum gewährt wird, für den nachgewiesen ist,

dass eine Zustimmung der Abnehmer eines An-

bieters zu dessen Aufforderung vorliegt, nicht

aktiv in das einem anderen Abnehmer aus-

schließlich zugewiesene Gebiet zu verkaufen.

EuGH, Urteil vom 8.5.2025 – C-581/23
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-1153-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Bewegungsspielzeug

a) Bei der Prüfung einer unlauteren Nachahmung

wegen mittelbarer Herkunftstäuschung setzt die

Annahme, der Verkehr werde die Nachahmung

für eine neue Serie des Originalherstellers halten,

jedenfalls voraus, dass der angesprochene Ver-

kehr aufgrund von deutlich sichtbarenAnlehnun-

gen in Gestaltungsmerkmalen, die den Gesamt-

eindruck der Produkte prägen, davon ausgeht,

dassdieProduktevondemselbenHersteller stam-

men. Je untergeordneter die übereinstimmenden

Gestaltungsmerkmale für das Erscheinungsbild

der Produkte sind, desto eher wird der angespro-

chene Verkehr geneigt sein, wegen anderer den

Gesamteindruck des Originalprodukts vorrangig

prägender, sich in derNachahmungnichtwieder-

findender Gestaltungsmerkmale die Erzeugnisse

als individuelle Einzelprodukte anzusehen, und

desto gewichtigere tatsächliche Anhaltspunkte

müssen für die Annahme vorliegen, dass der an-

gesprochene Verkehr die Nachahmung einer

neuen Serie des Originalherstellers zuordnet.

b) Der Gläubiger kann die Erstattung der Kosten

für eine berechtigte Abmahnung grundsätzlich

nur nach dem in der Abmahnung angegebenen

Gegenstandswert verlangen.

BGH, Urteil vom 10.4.2025 – I ZR 80/24
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-1153-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Doppeltarifzähler II

a) Der Umfang der Informationen, die ein Unter-

nehmer bei einer Aufforderung zumKauf über die

Art der Preisberechnung zu erteilen hat (§ 5b

Abs. 1 Nr. 3 UWG/Art. 7 Abs. 4 Buchst. c Richtlinie

2005/29/EG), ist anhand aller tatsächlichen Um-

ständedieser Aufforderung zumKauf und anhand

des Kommunikationsmediums zu beurteilen. Es

kommt auch darauf an, ob die in Rede stehenden

Informationen – hier der Prozentsatz einer soge-

nannten Ausgleichsmenge bei Verwendung von

Doppeltarifzählern – zum Geschäfts- und Verant-

wortungsbereich des Unternehmers gehören

oder er sich diese mit zumutbarem Aufwand be-

schaffen kann (Anschluss an EuGH, Urteil vom
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